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16  
1/2018  

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
    
Tag und Zeit:         Donnerstag, 8. Februar 2018 
 
Tagungsort:         Rathaussaal    
 
Beginn:           19.30 Uhr    
 
  

A n w e s e n d e : 
 

ÖVP-Fraktion:  
 
     1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender  
     2. EG.         Stefan Gaisbichler  

  3.  GV.         Markus Kitzberger  
  4.  GR.         Dr. Oskar Vogel  

     5.  EG.        Manfred Schuster  
     6.  GR.         Ing. Harald Mayrhofer 
    7.  GR.         Friedrich Seiringer-Gaubinger 
     8.  GR.         Franz Bauer 
     9.  GR.         Markus Muhr 

10.  GR.         Dr.Renate Geist-Krojer 
11.  GR.         Peter Reiter  
12. GR.         Jakob Moser 
13.  GR.        Gerald Egger  
 

 
 

FPÖ-Fraktion:  
 

14.  Vizebgm.     Karin Hemetsberger  
15.  GR.        Dipl.-Ing. Sepp Hoyer  
16.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
17.  GR.        Mag. Erich Kaniak 
18.  GR.         Siegfried Schmuck  
19.  GR.         Manfred Grubinger  
20.  GR.         Christa Leeb-Dorfer  

 
 

SPÖ-Fraktion:  
  
   21.  GV.         Ing. Kurt Berger   

22. GR.         Oskar Resch  
23.  GR.         Sandra Grausgruber  
24.  GR.         Harald Huber  
25.  GR.         Michaela Schuster  
26. GR.         Gerald Mayrhofer  
27.  GR.         Rudolf Stockinger 
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GRÜNE-Fraktion:  
 

28.  GV.         Claudia Hauschildt-Buschberger  
29.  GR.         Mag. Ursula Kölblinger  
30.  GR.         Dr. Siegfried Gierlinger   
31.  GR.         Dr. Dunja Lamatsch  

  
 
 
Bürgerfragestunde / keine Anfragen 
 
5 Zuhörer 
 
  
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter 

Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 30.01.2018 öffentlich kundgemacht 
  wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 14.12.2017 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird Amtsleiter Manfred Binder bestimmt 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionen folgende Gemeinderats-
mitglieder bekannt gegeben:  
 

 
Für die ÖVP-Fraktion:     GV. Markus Kitzberger 

 
Für die SPÖ-Fraktion:    GV. Ing. Kurt Berger 

 
Für die FPÖ-Fraktion:    GV. Rudolf Hemetsberger  

 
Für die GRÜNE-Fraktion:  GV. Claudia Hauschildt-Buschberger  
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GRS Jänner 2018 – Berichte des Bürgermeisters 

 
 

1) Causa Tymcio. Frau Tymcio hat mit Schreiben vom 22.1.18 betr. der Parz. 2055/1 KG 
Seewalchen (sog. „Vorbehaltsfläche“ vis a vis Restaurant Sailer, ca. 1.790 m2) die Gemeinde 
„aufgefordert“, die „Vorbehaltsfläche“ aufzugeben oder zum ortsüblichen Preis einzulösen. Ihrer 
Meinung nach sei als ortsüblicher Preis der Baulandpreis heranzuziehen, weil die Fläche als 
Bauland gewidmet ist. Da jedoch für die Fläche  im Bebauungsplan keine Bau-Area 
vorgesehen, sondern die Gestaltung eines (öffentlichen) Platzes vorgesehen ist, kann aus Sicht 
des Amtes keine Bemessung als Bauland herangezogen werden. Was ein „ortsüblicher“ Preis 
für einen „Platz“ sein soll, wird wohl nur schwer festzustellen sein. Weiters hat Frau Tymcio für 
die im Bebauungsplan vorgesehenen, und ihrer Meinung nach nicht (mehr) notwendigen 
Straßenstücke die Auflassung als Öffentliches Gut oder den Erwerb durch die Gemeinde „zum 
Baulandpreis“ verlangt (Verbindungsweg unterhalb Wohnhaus „Beim Amthof“ ca. 255 m2, 
Verbindungsweg Kapellenweg – Michaelbeuernstraße, Teilstück zwischen Haus Geist-Krojer 
und Scheckenberger ca. 340 m2). Der Gemeindevorstand hat in seiner Sitzung am 25.1. 
einstimmig vereinbart, Frau Tymcio ein Kaufanbot für die Parz. 2055/1 zu legen. Betr. der 
beantragten Auflassung und Rückgabe der übrigen angeführten öffentlichen Straßenstücke 
wird es im Planungsausschuss entsprechende Beratungen geben, 
 

2) Causa Sailer. Für die beantragte nachträgliche Genehmigung der Abänderung der 
Lärmschutzwand im Gastgarten von absorbierend auf reflektierend wird es lt. Auskunft der 
Gewerbebehörde noch einen weiteren Lokalaugenschein geben. Bezüglich der ebenfalls 
nachträglich mittels Bauanzeige zur Genehmigung vorgelegten Abänderung der 
Raumnutzungen im 1. Und 2. OG (Fremdenzimmer, Appartements) fehlt nach wie vor der gem. 
§ 15 BauTV Nachweis der dauerhaften Sicherstellung von den erforderlichen 8 Stellplätzen (5 
für die Zimmer und Appartements im 1. OG, 3 für das 2. OG).  
 

3) Causa Amthof. Trotz einer deutlichen Verbesserung der Gesamtsituation (Lokalaugenschein 
am 20.12.17; Rattenbekämpfungsmaßnahmen erfolgreich, Entmüllung erfolgt) konnte die mit 
Bescheid vom 17.11.17 festgelegte Untersagung der Benutzung für Wohnzwecke nicht 
aufgehoben werden. Dies u.a. wegen noch offener, diverser Aufräumarbeiten in den 
Nebengebäuden und im Park, und aufgrund des schlechten Zustandes der elektrischen und 
sanitären Anlagen im Hauptgebäude.  
 
 

4) Bankomat im Ortszentrum. Aufgrund eines persönlichen Gesprächs von GV Hemetsberger 
mit Sparkassen-OÖ-Dir. Rockenschaub und der laufenden Gespräche zwischen Bürgermeister, 
Sparkasse Oberösterreich und der Rosenwind-Apotheke bestehen gute Chancen, dass im 
Bereich der Apotheke (Firma Kosan Pharma, ehem. Geschenkeladen) wieder ein Bankomat im 
Ortszentrum  installiert wird.  
 
 

5) Mit Schreiben vom 18.12.17 teilt LR Hiegelsberger mit, dass für den Neubau der VS ein anteiliger 
BZ-Beitrag in Höhe von € 90.000.-, sowie lt. Schreiben vom 10.1.18 die Bedarfszuweisungsmittel 
für den Ankauf des neuen Löschfahrzeugs LFA für die FF Kemating in Höhe von € 110.000.- 
angewiesen werden. 

 
6) Der Klima- und Energiefonds der KPC teilt mit Schreiben vo 15.12.17 mit, dass für das Projekt 

„PV-Anlage am Rathaus Seewalchen“ eine KEM-Förderung in Höhe von € 3.900.- gewährt 
wird. 
 

7) Aufgrund der Beratungen und Beschlussfassungen des Gemeindevorstandes vom 14.12.17, 
und mit Vereinbarung vom 22.12.17 und Beschluss des Gemeindevorstandes vom 25.1.18 
wurde mit dem bisherigen Bauamtsleiter Günter Arnitz eine einvernehmliche 
Dienstauflösung vorgenommen. 
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8) Das Landesfeuerwehrkommando teilte am 9.1.18 mit, dass der Landesbeitrag für den Ankauf 
des neuen Löschfahrzeugs für die FF Kemating in Höhe von € 84.000.- angewiesen wird, 
nachdem das LF-A von Landesfeuerwehrinspektor Kraml am 20.12.17 geprüft und 
abgenommen wurde. 
 

9) Die BH Vöcklabruck genehmigte den Zwangsabschuss von Wildenten am Atttersee bis 
31.1.2018 aufgrund einer Überpopulation und der daraus abzuleitenden Problematik mit 
Zerkarien-Dermatitis bei Badegästen. Die Attersee-Gemeinden werden von der BH ersucht, 
Hinweisschilder mit der Aufschrift „Füttern verboten“ aufzustellen. 
 

10) Die Direktion Inneres und Kommunales im Amt der O.Ö. Landesregierung teilt e am 9.1.18 mit, 
dass die Aufnahme eines Zwischenfinanzierungsdarlehens für den VS-Neubau in Höhe von € 4 
Millionen aufgrund der Bestimmungen des § 84 Abs. 3 der O.Ö. GemO vom Land O.Ö. genehmigt 
wurde. 

 
11) Neuer Instanzenzug ab 1.7.2018. Durch das Gemeinderechts-Anpassungsgesetz 2018 wird der 

zweigliedrige Instanzenzug im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde abgeschafft. Der 
Gemeinderat als 2. Instanz (für Berufungen gegen Bescheide des Bürgermeisters) fällt weg. 
Berufungswerber können/müssen sich im Beschwerdeweg an das Landesverwaltungsgericht 
wenden. Berufungen, die bis 30.6.18 eingebracht werden, sind noch durch den Gemeinderat zu 
entscheiden. 

 
12) Information gem. Oö. Grundverkehrsgesetz 2006. Zu folgendem Rechtsgeschäft wurde vom 

Bürgermeister eine positive Stellungnahme abgegeben: Kaufvertrag Friedrich und Maria Dachs an 
Gerhard Ebetsberger, KG Litzlberg EZ 123, Erwerb des Grundstückes 202 in Buchberg im 
Gesamtausmaß von 19.978 m² 

 
13) Causa Badehütten. Lt. einer Mitteilung von DI Hoyer haben sich die Kontrahenten Hoyer, 

Priglinger und Beclin bezügl. der strittigen Badehütte auf der Liegenschaft Beclin geeinigt. Durch 
die Einigung soll ein Grundtausch zustande kommen, wodurch die Genehmigungsfähigkeit für den 
Bestand erreicht werden kann, weil dadurch der Hinderungsgrund der Grenzüberbauung wegfällt. 
Herr Beclin kommt den Hinterliegern Hoyer und Priglinger insofern entgegen, als er das Dach der 
Hütte auf ein niedrigeres Pultdach umbaut. Nach Vorliegen der entsprechenden Unterlagen kann 
das offene Bauverfahren aus dem Jahr 1966 (neuerliche Entscheidung über eine Berufung durch 
den Gemeinderat) abgeschlossen werden. Hinsichtlich der drei weiteren offenen Verfahren (der 
damalige Einschreiter Engelbert Kallinger hat ja gegen insgesamt 4 Badehütten berufen) können 
zwei Verfahren durch den Gemeinderat problemlos entschieden werden. Bei einer weiteren Hütte 
muss das Verfahren gesplittet werden, weil die Hütte größer als eingereicht gebaut wurde. In 
diesem Zusammenhang wird auf den untenstehenden Mailverkehr verwiesen. 

 
 
Von: Reiter Johann (Gemeinde Seewalchen)  
Gesendet: Samstag, 3. Februar 2018 12:57 
An: 'Dipl.-Ing Sepp Hoyer' <sepp@hoyer-zt.at>; 'josef.priglinger@biohort.at' 
<josef.priglinger@biohort.at>; 't.beclin@medway.at' <t.beclin@medway.at> 
Cc: Binder Manfred (Gemeinde Seewalchen) <manfred.binder@seewalchen.eu>; Klein Stefan 
(Gemeinde Seewalchen) <stefan.klein@seewalchen.eu>; harald.buchner@ooe.gv.at; Häupl Heinz RA 
<office@anwaltskanzlei-nussdorf.at> 
Betreff: AW: Badehütte Beclin  
 
Grüß Euch, Nachbarn ! 
 
Danke, Sepp, für die kurze Sachverhaltsdarstellung, und vor allem ein großes DANKE an Euch alle, 
dass Ihr Euch auf eine gemeinsame, und aus meiner Sicht im Sinne einer auch künftighin guten 
Nachbarschaft, zu dieser gemeinsamen Vorgangsweise entschlossen habt. Gerne werde ich diesen 
(neuen) Sachverhalt gem. Deiner Punkte 3) und 4) auch dem Gemeinderat am kommenden 
Donnerstag berichten.  
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Für die Art und Weise, wie die nach wie vor offenen Bauverfahren betr. der gegenständlichen, der 
Liegenschaft Hoyer-Priglinger vorgelagerten, Badehütten nach Vorliegen der entsprechenden 
Unterlagen (geänderte Einreichplanung Beclin, Vermessungsoperat und Vereinbarung betr. 
Grundtausch, etc.) mittels Gemeinderatsbeschluss abgeschlossen werden können, bin ich daher guter 
Hoffnung, dass diese Verfahren durch entsprechenden Einspruchsverzicht von Euch Hinterliegern 
dann tatsächlich auch formalrechtlich beendet werden können. Das wäre sowohl für die Gemeinde als 
auch für Euch alle und alle Beteiligten wirklich sehr erfreulich. Mit einem Danke dafür im Voraus 
verbleibe ich  
 
mit besten Grüßen 
Johnny Reiter 
 

Mag. Johann Reiter 
Bürgermeister 
 
Marktgemeinde Seewalchen am Attersee        
Rathausplatz 1 
4863 Seewalchen am Attersee 
Tel. +43 (0)7662/4491-20 
Fax +43 (0)7662/4491-21 
www.seewalchen.eu 

           
 
Von: Dipl.-Ing Sepp Hoyer [mailto:sepp@hoyer-zt.at]  
Gesendet: Samstag, 3. Februar 2018 10:22 
An: Reiter Johann (Gemeinde Seewalchen) <bgm.reiter@seewalchen.eu> 
Cc: josef.priglinger@biohort.at; t.beclin@medway.at 
Betreff: Badehütte Beclin  
 
Hallo Jonny! 
 

1. Zur GR-Sitzung am 14.12.2017 hast Du als Tischvorlage ein Schriftstück „Berichte des 
Bürgermeisters“ den Gemeinderäten zur Kenntnis gebracht.  

2. Unter Pkt. 13) dieses Berichtes hast Du ausgeführt, dass nach einer abermaligen 
Aufsichtsbeschwerde von Dipl.-Ing. Sepp Hoyer beim Land OÖ wegen nicht abgeschlossener 
Bauverfahren aus den 1960-iger Jahren betreffend Badehütte auf Nachbargrundstücken 
neuerlich eine Beschwerde in dieser Causa dem LH-Stv. Hainbuchner vorgelegt wurde.  

3. Die Großzügigkeit von Dipl.-Ing. Josef Priglinger und Dipl.-Ing. Hoyer haben es ermöglicht mit 
Karin und Dr. Thomas Beclin eine Vereinbarung abgeschlossen werden konnte. Diese 
Vereinbarung sieht vor, dass eine Grenzberichtigung durch Karin und Dr. Thomas Beclin zu 
ihren Lasten durchgeführt werden kann, sodass die Möglichkeit besteht, das 
Baubewilligungsverfahren fortzuführen. Durch dieses großzügige Entgegenkommen bleibt der 
Marktgemeinde Seewalchen und Dir als verantwortlicher Bürgermeister ein Abbruchbescheid 
und ein Entfernungsauftrag erspart und es kann ein Bewilligungsverfahren durch die 
Marktgemeinde Seewalchen fortgeführt werden.  

4. Dipl.-Ing. Josef Priglinger und Dipl.-Ing. Sepp Hoyer verlangen, dass Du in Deinen Bericht zur 
GR-Sitzung vom 08.02.2018 den dargelegten Sachverhalt  dem Gemeinderat zur Kenntnis zu 
bringen.  

 
Ich ersuche Dich höflich um Rückäußerung betreffend Bericht zur GR-Sitzung am 08.02.2018 und 
Bestätigung dieses Sachverhaltes. 
 
Mit lieben Grüßen aus Seewalchen am Attersee! 
  
Baubüro Salzkammergut 

http://www.seewalchen.eu/system/web/default.aspx
mailto:sepp@hoyer-zt.at
mailto:bgm.reiter@seewalchen.eu
mailto:josef.priglinger@biohort.at
mailto:t.beclin@medway.at
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Dipl.-Ing. Sepp Hoyer 
Zivilingenieur für Kulturtechnik und Wasserwirtschaft 
Mediator i.S.d. Zivilrechtsmediationsgesetzes 
  
4863 Seewalchen am Attersee 
Polheimerweg 6 
Tel.: (07662) 3035 
Fax: (07662) 3035 / 15 
Mobiltelefon: 0664/1021517 
mailto:sepp@hoyer-zt.at 
 

Tagesordnung 
 

Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs. 3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der heute stattfindenden Gemeinderatssitzung zu nehmen. 
 
Grundsatzbeschlussfassung „fahrradfreundliche Gemeinde“ und Nominierung eines 
Radfahrbeauftragten 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

1. Öffentliche Ordnung u. Sicherheit 
 
Beauftragung eines Sicherheitsdienstes 
 
Für die Einhaltung und Überwachung von ortspolizeilichen Verordnungen im eigenen Wirkungsbereich 
der Gemeinde ist diese selbst zuständig, und nicht die Exekutive. Viele Gemeinden bedienen sich dazu 
privater Sicherheitseinrichtungen. Darüber hinaus wird in vielen Gemeinden auch der ruhende Verkehr 
von privaten Sicherheitsdiensten überwacht, weil die Exekutive dafür keine ausreichenden Kapazitäten 
hat und „wichtigere“ Aufgaben, vor allem am höherrangigen Straßennetz bevorzugt behandelt. Aus 
diesem Grund hat nach mehrmaligen Beratungen im Gemeindevorstand dieser in seiner Sitzung am 25. 
Jänner 2018 mehrheitlich den Beschluss gefasst, dem Gemeinderat zu empfehlen, den Österreichischen 
Wachdienst mit diesen Aufgaben zu betrauen. Dazu liegt ein Angebot des ÖWD auf Basis einer 
Rahmenvereinbarung vor. Der Stundensatz beträgt bis zu 30 Stunden pro Woche € 27,60 excl. Ust. Für 
die An- und Abfahrtszeiten werden ebenfalls die oben angeführten Stundensätze verrechnet. Die Anfahrt 
erfolgt im Normalfall aus Wels. An Sonntagen wird ein Zuschlag von 25% verrechnet. An Feiertagen ein 
Zuschlag von 100%. Die Vereinbarung soll zunächst probeweise bis 31.10.2018 abgeschlossen und 
anschließend im Hinblick auf eine mögliche Verlängerung auf Basis der dann vorliegenden 
Erfahrungswerte evaluiert werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes, das Angebot des 
Österreichischen Wachdienstes vom 1.2.2018 anzunehmen und diesen mit der Überwachung und 
Kontrolle der nachstehend angeführten Produkte ab 1. Mai 2018 auf der Basis von 12 
Wochenstunden (2-3 Wochentage) zu beauftragen: 
 

 Straßenaufsicht / Überwachung des gesamten ruhenden Verkehrs in Seewalchen-Ort 

Insbes. Kurzparkzonenüberwachung  

Einhaltung von Fahr-, Halte- und Parkverboten, insbes. im Hinblick auf Verkehrsbehinderungen und    

Beeinträchtigungen der Verkehrssicherheit  

 Kontrolle der ortspolizeilichen Gemeindeverordnungen 

Wildvögel-Fütterungsverbot, Hundeverbot auf Spielplätzen, etc. 

blocked::mailto:sepp@hoyer-zt.at
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 Recycling Kontrollen 

Grün- und Strauchschnittsammelstelle beim ASZ (Fehlwürfe, Mengenüberschreitungen, Auswärtige  

Nutzer, etc.) 

 Hundehaltegesetz 

Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen des Hundehaltegesetzes (insbes. Leinenpflicht und 

Entfernung von Hundeexkrementen an Öffentlichen Orten, etc.)  

 Beschwerdestelle jeden zweiten Donnerstag von 16:00 – 17:00 Uhr im Rathaus Seewalchen 

 
Die Mitarbeiter des ÖWD werden ermächtigt, bargeldlose Organmandate in der Höhe von € 30,- 
auszustellen. Bei Kontrollen von Kurzparkzonen werden Zeitüberschreitungen von 15 Minuten 
toleriert. 
 
GV.Hemetsberger R. gibt zu bedenken, dass es wieder gegen die Autofahrer gehe, die sowieso schon 
viele Steuern zu zahlen haben und jetzt auch noch gestraft werden, wenn sie beim Metzger was 
einkaufen. Das Andere wie, Recycling Kontrollen und Hundehaltegesetz wären natürlich schon zu 
prüfen, er bezweifle jedoch ob die Strafeinnahmen in der Relation zu den Kosten des Wachdienstes 
stehen. 
 
GV.Hauschildt-Buschberger betont ebenfalls keine Freude mit einem privaten Wachdienst zu haben. Sie 
würde eine Überwachung durch die Executive bevorzugen, was aber leider aus personaltechnischer 
Sicht nicht möglich sei. Wenn man sich aber als Gemeinde entschließe, Verordnungen zu erlassen und 
diese dann nicht kontrolliere, sei das Ganze ein zahnloses Instrument. Daher spricht sie sich für die 
Überwachung durch den Wachdienst aus. 
 
GV.Kitzberger schließt sich dieser Meinung an und weist drauf hin, dass aus polizeilicher Sicht 
Verordnungen, die nicht überwacht werden, innerhalb kürzester Zeit nicht eingehalten werden. Die 
Bevölkerung werde sich relativ schnell darauf einstellen und daran gewöhnen, dass sie eben auch bei 
kurzem Parken die Parkuhr einzustellen haben. 
 
GR.Dr.Vogel spricht sich ebenfalls für eine Überwachung aus. In der Stadt denke sich auch niemand 
was dabei, eine Parkuhr verwenden zu müssen. 
 
GR.Mag. Kölblinger gibt an mehrmals beobachtet zu haben, dass die parkenden Autos in der 
Hauptstraße sehr oft keine Parkuhren eingestellt haben obwohl sie in der Kurparkzone stehen.  
 
GR Leeb-Dorfer bezweifelt,  dass es der  Wachdienst  in der kurzen Zeit im Sommer schaffen könne,  
parkende Autos, Hunde, Spielplätze und die Grünschnittstelle zu überwachen.  
 
Der Bürgermeister antwortet, dass in 12 Wochenstunden natürlich keine lückenlose Überwachung 
möglich ist. Es soll auch nicht immer an den gleichen Tagen überwacht werden. Bezüglich Grünschnitt 
wird ein Model mit einer Berechtigungskarte, überdacht.  
 
GR. Kaniak regt an, dass man erheben müsse um welche Schäden es für die Gemeinde geht, wenn der 
Strauchschnitt falsch entsorgt werde. Alleine beim Strauchschnitt sei das sicher ein Schaden um die € 
20.000,-. Größere Orte wie Vöcklabruck haben eigene Wachorgane. Professionell fände er, wenn man 
in der Gemeinde einen eigenen Sicherheitsdienst bzw. eine Ansprechperson hätte, die das erledigen 
könne und die ganze Woche da wäre. 
 
GV. Ing. Berger entgegnet, dass es eine gesamte Überwachung ja auch gar nicht sein solle und könne. 
Die Gemeinde habe die Möglichkeit, den Schwerpunkt auf die Überwachung der Verordnungen der 
Gemeinde zu richten und nicht das Hauptaugenmerk auf die Parksituation. Er sei der Meinung, dass es 
Zeit sei, etwas zu unternehmen. Er hoffe auf große Zustimmung, damit man die Überwachung jetzt 
einmal bis Oktober beschließe und entsprechende Erfahrungen sammeln könne. 
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GR.Ing.Hoyer regt an, nachdem es ja ein bis Oktober befristeter Vertrag sei,  die Zeit zu nutzen und auf 
eine Kooperation mit der Stadt Vöcklabruck hinzuarbeiten, wo das sehr gut funktioniere. Es ginge da ja 
nur um die Einstellung weiterer Personen. Er meine, dass Vöcklabruck sicher einen Partner mit einem 
Wachdienst organisieren und auch umsetzten könnte. 
 
Der Bürgermeister findet das zu aufwändig.  Das Problem sei auch, dass sich dann alle Bürger bei ihm 
beschweren würden und so könne man die Personen auf den Sprechtag des Wachdienstes verweisen, 
die auch alles schriftlich und fotografisch dokumentieren und am Sprechtag konsultiert werden können. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 23 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 6 
Ing. Berger, Resch, Grausgruber, 
Huber, Schuster, Stockinger 

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 4  

      

Gegen den Antrag 3 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 3 
Hemetsberger R., Schmuck, 
Grubinger 

   GRÜNE-Fraktion:   

 

Stimmenthaltungen 5 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion: 1 G. Mayrhofer 

   FPÖ-Fraktion: 4 
Karin Hemetsberger, DI Hoyer, Mag. 
Kaniak, Leeb-Dorfer. 

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 

 
2. Förderung 
 
Änderung der Förderrichtlinien für das Öffi – Ticket 
 
Es mehren sich die Anfragen von Studentinnen und Studenten, die entweder nur ein Auslandssemester 
oder überhaupt ein Auslandstudium absolvieren, um Gewährung der Öffi-Ticket-Förderung. 
 
Als eindeutiges Ausschließungskriterium scheint das Studium im Ausland in den Richtlinien der Öffi-
Ticket-Förderung nicht auf. Der Gemeindevorstand entscheidet daher im Einzelfall über 
Ausnahmebewilligungen. Diese Ansuchen werden stetig mehr und wurden in letzter Zeit nach 
eingehender Beratung stets abgelehnt.  
 
Die daraus resultierenden Rückmeldungen der betroffenen Antragsteller, die diese Entscheidung für 
„nicht nachvollziehbar“ empfinden, machen eine Klarstellung der Förderungsrichtlinien notwendig und 
erübrigen sodann auch die gesonderte Behandlung als Ausnahmegesuchen im Gemeindevorstand. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die bestehenden Richtlinien 
dahingehend zu ändern, dass die Öffi-Ticket-Förderung nur für Studierende im Inland gelten soll. 
 
GR.Dr.Gierlinger findet, dass es für die Förderung keine Relevanz haben solle, wo studiert werde und 
glaubt, dass jeder Student das Recht auf die Förderung von € 100,- haben sollte. 
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FO.Hauschildt-Buschberger erinnert sich, dass die ursprüngliche Intension gewesen sei, sich die 
Bundesertragsanteile in Höhe von rd. 870 €  pro Student/in zu sichern wenn sich die Personen nicht 
abmelden. Da könnte man doch gerne € 200,- Förderung im Jahr geben, weil dann € 600,- netto  über 
bleiben. Ein Auslandsstudium sei ja schon gegeben, wenn jemand die Universität in Passau oder die 
Fachhochschule in München besuche. Für sie passe da die Argumentation nicht. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion:   

      

Gegen den Antrag 4 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 4  

 
 
 

3. Sommerhort 
 
Durchführung des Sommerhortes 2018  
 
Der Sommerhort ist in den letzten Jahren sehr gut angekommen. Das Angebot vom Verein der oö. 
Familienzentren liegt vor. Laut Kostenvoranschlag ergibt sich ein Abgang von € 2.910,-  bei maximaler 
Belegung mit 18 Kindern. Nun sollte man mit der Bedarfserhebung und Bekanntmachung in den Medien 
beginnen. Es müssten mindestens 15 Anmeldungen vorliegen. Als Elternbeitrag soll ein Fixbetrag von 
€ 103,90 eingehoben werden. Das Essen kann um € 2,85 inkl. MwSt.  vom APH Lenzing bezogen 
werden. Kinder von auswärtigen Gemeinden haben im Vorfeld die Bestätigung der 
Hauptwohnsitzgemeinde zu erbringen, dass der Gastbeitrag von € 120,- geleistet wird. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

in der Zeit von 6.8.2018 – 31.8.2018 einen Sommerhort anzubieten und den Verein der oö. 
Familienzentren damit zu beauftragen. 
 
GR.Dr.Gierlinger fragt an, ob man den Hort im Sinne der Familienförderung nicht auch ab 8 
Anmeldungen durchführen könne, da viele berufstätige Eltern darauf angewiesen seien.  Er meine, dass 
die Kosten überschaubar wären. 
 
Der Bürgermeister betont, dass man den Hort ja auch schon mit weniger Anmeldungen durchführt habe. 
Man müsse den Abgang beachten. 
 
GV.Berger betont, man müsse sich im Klaren sein, dass man einen guten Service biete mit dem 
Sommerhort und dem Sommerkindergarten. Man dürfe die Kosten auch nicht zu hoch werden zu lassen. 
Man habe sich bereits einmal  entschieden, bei weniger Anmeldungen den Hort durchzuführen. Er 
meine, dass man schon bei den Rahmenbedingungen bleiben sollte, jedoch mit einer gewissen 
Flexibilität. Man sollte die Regelung wie vorgesehen beibehalten um die Förerung zu bekommen. 
 
GV.Hauschildt-Buschberger sagt, dass die Kinderbetreung in Seewalchen gut sei und man im Jahr 2016 
durchschnittlich 50 Kinder in der Nachmitagsbetreuung gehabt habe. Auch sie ist der Ansicht, dass man 
auf 8 Anmeldungen heruntergehen solle auch wenn man dann evtl. die Föderung nicht bekomme. Die 
Gemeinde nehme für sehr viele Sachen viel Geld in die Hand. Eine Vorbildgemeinde sollte sich diesen 
Luxus leisten können und sie würde es als positves Signal sehen auf nur 8 Anmeldungen herunter zu 
gehen. 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 08.02.2018                                                                                   Seite 10 von 22 
 
 

EG.Gaisbichler erachtet das als genau verkehrt. Wie argumentiere man vor den Leuten, dass man im 
Sommerhort pro Kind € 1.000,-- ausgebe und Andere, die Tagesmütter suchen, keine Unterstützung 
bekommen. Es werde immer Härtefälle geben.  Er sei auch wie GV.Berger der Meinung, dass man im 
Notfall flexibel bleiben könne aber generell auf 8 Anmeldungen zu reduzieren – dafür sei er nicht. 
 
Fraktions-Obfrau GV. Hauschildt-Buschberger stellt den Gegenantrag, 
die Mindestteilnehmerzahl für die Durchführung des Sommerhorts von 15 auf 8 Kinder zu 
reduzieren. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Fraktions-Obfrau Hauschildt-Buschberger gestellten Gegenantrag 
durch Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 4 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 4  

      

Gegen den Antrag 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
 
Darauf lässt der Bürgermeister über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 

4. Saison-Kinderbetreuungseinrichtung 
 
Durchführen eines Saisonkindergartens im Sommer 2018 
 
Der sog. „Sommerkindergarten“ wurde bereits mehrmals durchgeführt und sehr gut angenommen.  Das 
Familienzentrum wurde mit der Abwicklung beauftragt und der Sommerkindergarten wurde im 2. 
Gruppenraum des Kindergartens Rosenau abgehalten. Der Kostenvoranschlag für 2018 wurde bereits 
eingeholt und ergibt einen Abgang von € 910,-  Der Sommerkindergarten 2018 soll wieder unter 
folgenden Bedingungen abgehalten werden. 
 

 Einhebung eines Unkostenbeitrages für Essen und Bastelbedarf in Höhe von  
      € 30,- wöchentlich    
 Berufstätigkeit der Eltern bzw. Erziehungsberechtigten 
 Besuch eines Kindergartens im vorangehenden Kindergartenjahr (mindestens 6 Monate)  
 Kein Bustransport   
 Bei Kindern aus anderen Gemeinden die schriftliche Zustimmung der Hauptwohnsitzgemeinde, 

dass der Gastbeitrag (€ 170,-)  übernommen wird. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
in der Zeit vom 30.7. 2018 – 24.8.2018 eine „Saison-Kinderbetreuungseinrichtung“ unter den 
vorgenannten Bedingungen im Kindergarten Rosenau durchzuführen und das Familien-
zentrum der Oö Kinderfreunde mit der Durchführung zu beauftragen. 
 
GV.Hauschildt-Buschberger kritisiert, dass als Voraussetzung zur Teilnahme am Sommerkindergarten, 
ein mindestens 6-monatiger Besuch eines Kindergartens erforderlich ist und regt an, dass ledigleich der 
Besuch eines Kindergartens, unabhängig von der Dauer, die Voraussetzung zum Besuch sein sollte. 
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EG.Gaisbichler spricht sich gegen diesen Vorschlag aus und erinnert daran, dass bei der seinerzeitigen 
Einführung des Sommerkindergartens die Betreuerinnen mit zu kleinen Kindern überfordert gewesen 
seien. Nach Rückfragen mit den Kindergärten kam dann die jetzige Regelung zu Stande.  
 
Der Bürgermeister sagt, dass er sich als Kompromiss auch 3 Monate als Voraussetzung für den Besuch 
des Sommerkindergartens vorstellen könne. 
 
GR.Dr.Gierlinger schlägt vor, nicht die Monate als Richtschnur zu nehmen, sondern den Besuch des 
Sommerkindergartens jeweils in Absprache mit der Kindergartenpädagogin festzulegen ob eine 
Ausnahme gemacht werden könne. 
 
GR.Dr.Vogel betont, man könne auch hier flexibel sein. Man müsse aber eine Grenze setzen und im 
Einzelfall im Gemeindevorstand entscheiden. Den Betreuerinnen könne man die Entscheidung nicht 
zumuten. 
 
Vizebürgermeisterin Hemetsberger Karin weist darauf hin, dass das ehemalige Mitglied des 
Gemeinderates Mohr Roswitha als Kindergartenpädagogin aus pädagogischer Hinsicht dringend davor 
gewarnt hat, zu kleine Kinder im Sommerkindergarten aufzunehmen. 
 
GV.Ing.Berger  plädiert aus pädagogischer Sicht dafür bei den 6 Monaten zu bleiben, zumal es  ja im 
Sommerkindergarten nicht dieselben Betreuerinnen sind wie im normalen Kindergartenbetrieb. 
 
Fraktions-Obfrau GV. Hauschildt-Buschberger stellt den Gegenantrag, 
die Mindestbesuchszeit eines Kindergartens dahingehend zu reduzieren, dass für den Besuch 
des Sommerkindergartens nur der vorherige Besuch eines Kindergartens, unabhängig von der 
Dauer, Voraussetzung ist und das Mindestalter eines Kindes mit drei Jahren festgelegt wird. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Fraktions-Obfrau Hauschildt-Buschberger gestellten Gegenantrag 
durch Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 4 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 4  

      

Gegen den Antrag 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 6 
Ing. Berger, Grausgruber, Huber, 
Schuster, Stockinger, Mayrhofer. 

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion:   

 

Stimmenthaltungen 1 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion: 1 O. Resch 

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
Darauf lässt der Bürgermeister über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest. 
 
 

 
5.  Feuerwehr 

 
Ernennung eines Pflichtbereichskommandanten (Stellvertreter) für die Gemeinde 
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Gem. § 9 Oö. Feuerwehrgesetz 2015 hat der Gemeinderat aus den Reihen der Kommandanten der 
einzelnen Feuerwehren einen Pflichtbereichskommandanten (Stellvertreter) zu ernennen. Durch die 
heuer erfolgten Neuwahlen bei den Wehren ist diese Bestellung durch den Gemeinderat neuerlich 
vorzunehmen. 
 
Nach Rücksprache mit den Feuerwehren sollen wie bisher Roman Sumereder (Kommandant der FF 
Seewalchen) als Pflichtbereichskommandant und Martin Schallmeiner (Kommandant der FF Steindorf) 
als dessen Stellvertreter ernannt werden. 
 
GR Markus Muhr verlässt vor der Abstimmung den Sitzungssaal und nimmt an dieser Abstimmung somit 
nicht teil! 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
HBI Roman Sumereder zum Pflichtbereichskommandanten und HBI Martin Schallmeiner als 
Pflichtbereichskommandant - Stellvertreter zu ernennen.  
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 

06. Straßenbau 
 
Straßenbauprogramm 2018 
 
Mittels der am 22.09.2016 durchgeführten Straßenbefahrung des Infrastrukturausschusses erfolgte eine 
Reihung der zu sanierenden bzw. asphaltierenden Gemeindestraßen. Diese Liste wird sukzessive 
abgearbeitet. Es sind auch kleinere Straßenzüge berücksichtigt worden, bei denen eine Sanierung von 
hoher Notwendigkeit ist. In der Infrastrukturausschusssitzung am 23. Jänner wurde für das heurige 
Sanierungsprogramm ein entsprechender Vorschlag erarbeitet. 
 
Der Obmann des Infrastrukturausschusses DI Sepp Hoyer stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Infrastrukturausschusses, 
das Straßensanierungsprogramm 2018 für nachstehend angeführte Straßenbauvorhaben 
festzulegen: 
 
- Asphaltierung Moorstraße (Neu-Steindorf) 
- Verbindungsweg Lerchenweg – Amselweg (Unterbau, Asfaltierung) 
- Hainingerbach „Dorfstraße“ (Asphaltierung) und ev. Ausweiche (Unterbau + Asphaltierung) 
- Buchberg Richtung Haining Bankettsanierung (Asphaltierung / Bankettsteine) 
- Verbindungsweg Steindorferstraße – Neißing (Tränkdecke) 
- Verbindungsweg Alt Steindorf – Neu Steindorf 
- Wies (Tränkdecke) 
- Zufahrt Schuster, Stoff, Dobesberger (Bräuwiese Litzlberg; [Tränkdecke]) 
- Zufahrt Neulinger (Steindorf) [Tränkdecke] 

 
Durch das Ingenieurbüro Köttl sind unter Festlegung des Umfangs der Vertragsleistung die 
Ausschreibungsunterlagen so zu erarbeiten, dass eine Reduktion der einzelnen Straßenab-
schnitte vorgenommen werden kann. Die angebotenen Einheitspreise haben bei Mehr- oder 
Minderleistungen Gültigkeit zu behalten. Die Ausschreibungsunterlagen sind längstens bis Ende 
Februar 2018 zur Veröffentlichung fertig zu stellen. Die Vergabe der Arbeiten soll in der 
Aprilsitzung des GR erfolgen.  
 
GV.Hauschildt-Buschberger erklärt, sich mit den zur Sanierung anstehenden Straßen genau beschäftigt 
und dazu das Protokoll der Befahrung angeschaut zu haben. Dabei ist ihr aufgefallen, dass der   
Verbindungsweg Lerchenweg - Amselweg keine Dringlichkeit habe.  Man habe seinerzeit gesagt, dass 
dieser Verbindungsweg im Zuge des Bauvorhabens Steinbichler gemacht werden sollte. 
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Man habe seinerzeit auch festgelegt, den Verbindungsweg zwischen Steindorfer Straße und Gamperner 
Straße nur mit einer Spritzdecke, Kostenpunkt € 3.000,- zu versehen. Nun habe sie bemerkt, dass bei 
dieser Straße statt einer Spritzdecke, nun auch der Unterbau und eine Asfaltierung um einen 
Angebotspreis von € 27.774,20 gemacht werden soll. Sie frage sich, warum man Straßenzüge in das 
Programm aufnimmt, die eigentlich gar nicht dringlich sind? Für sie wäre es sinnvoller gewesen noch 
einmal zu schauen, was im Winter an Schäden entstanden seien und ob es eventuell Straßen mit einer 
höheren Dringlichkeit gebe. Sie könne absolut nicht zustimmen, dass eine Straße die mit der 
Dringlichkeit „null“ bewertet sei, in ein Straßensanierungs-programm aufgenommen werde. 
 
GR.Ing.Hoyer antwortet, dass das im Infrastrukturausschuss sehr intensiv beraten worden sei und er 
zeigt sich verwundert, dass die GRÜNEN das heute Vorgebrachte, da nicht vorgebracht haben. Es habe 
eine einstimmige Mehrheit gegeben über dieses Straßenbauprogramm. Er habe bewusst die 
Ausschreibung so formuliert, dass eine Reduktion der einzelnen Straßenabschnitte vorgenommen 
werden kann. Wenn die Kosten vorliegen, sein es Aufgabe des Infrastrukturausschusses endgültig 
festzulegen, was alles gemacht werde. 
 
GV.Buschberger gibt GR Ing.Hoyer grundsätzlich recht, kritisiert aber, dass man eine Befahrung mache, 
eine Spritzdecke festlege und dann eine Asfaltierung um fast € 30.000,- mache. 
 
Der Bürgermeister entgegnet, dass das der Gemeinderat so entschieden habe, dass man die Variante 
Asfaltierung nehme. Es habe sich nur wetterbedingt zeitlich verschoben. Er sei bei der Befahrung nicht 
dabei gewesen aber es handle sich um einen Verbindungsweg, den es schon sehr lange gebe und der 
wichtig sei für die Bewohner dort. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann DI. Hoyer gestellten Antrag durch Handheben abstimmen 
und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion:   

      

Gegen den Antrag 1 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 1 Hauschildt-Buschberger C. 

 

Stimmenthaltungen 3 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 3 
Dr. Gierlinger, Mag. Kölblinger, Dr. 
Lamatsch 

 
 
 

7. Prüfungsausschuss 
 

Prüfbericht aus der Sitzung vom 15. Jänner 2018 
 

Auf der Tagesordnung dieser Prüfungsausschusssitzung stand die neuerliche Behandlung der 
Kostenüberschreitung beim Kanalbauabschnitt 15 (Gerlham). 
Das Ergebnis dieser Prüfung ist dem im Akt befindlichen Prüfbericht zu entnehmen. 
 
 
Der Obmann des Prüfungsausschusses Rudolf Stockinger stellt den Antrag, 
den vorliegenden Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. 
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Der Bürgermeister bedankt sich beim Ausschuss für die gute Arbeit und ist der Meinung, dass es ein 
guter Vorschlag sei und wenn etwas herauskomme, könne man sich freuen und wenn nicht war es den 
Versuch wert.  
 
GR.Ing.Hoyer erklärt, dass es um die zeitgebundenen Kosten der Baustelle gehe. Das sei eine klare 
Definition, der Auftragnehmer habe eine gewisse Zeit und wenn der Auftraggeber diese Zeit verlängert, 
dürfe die Ausführungsfirma diese Kosten erhöhen.  Er habe aber  herausgefunden, dass hier Regie-
kosten von € 80.000,--  als Auftragserweiterung angesetzt worden seien. Regiearbeiten fallen aber nicht 
in zeitgebundene Baustellenkosten.  Die Situation sei entstanden, weil in der Ausschreibung keine 
Formulierung enthalten gewesen sei, dass die angeboteten Preise auch bei Mehr- oder Minder-
leistungen zu den ausgewiesenen Pauschalen auszuführen seien. Nachdem jetzt die Partner Dienesch 
das Ansuchen an die Kommission bei der Musterleistungskommission bereits unterschrieben haben, 
sehe er das als Anerkennung des Entscheides der Musterleistungskommission. Er meine, dass da 
weitere € 30.000,- zu Gunsten der Gemeinde anfallen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Stockinger gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 

8. Nachwahlen 
 
    a) Nachwahl der ÖVP Fraktion in den Sozialausschuss 
 
Durch den Verzicht von Dagmar Blaikner auf das Mandat im Gemeinderat und auch auf die 
Ersatzmitgliedschaft  sind Nachwahlen erfoderlich. Vorschlags- und abstimmungsberechtigt ist die ÖVP-
Fraktion. 
 
Gemäß § 52 Oö.Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei 
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dass die Wahlen durch das Erheben der Hand erfolgen 
sollen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
Von der ÖVP-Fraktion liegen gültige  Wahlvorschläge für den Sozialausschuss vor – abstimmungs-
berechtigt ist die ÖVP – Fraktion! 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den vorliegenden Wahlvorschlag der ÖVP – Fraktion für die Wahl 
zum Mitglied im Sozialausschuss abstimmen:  
 
Mitglied: 
Neuwirth Elisabeth 
 
Abstimmungsergebnis der ÖVP - Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des 
Wahlvorschlages 
 
Der Bürgermeister lässt über den vorliegenden Wahlvorschlag der ÖVP – Fraktion für die Wahl 
zum Ersatzmitglied im Sozialausschuss abstimmen: 
 
Ersatzmitglied: 
Filimon Gerald 
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Abstimmungsergebnis der ÖVP - Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des 
Wahlvorschlages 
 
 

    b) Nachwahl der SPÖ Fraktion in den Sozialilfeveraband Vöcklabruck 
 
Durch den Verzicht von Roswitha Mohr auf das Mandat im Gemeinderat und auch auf die 
Ersatzmitgliedschaft  sind Nachwahlen erfoderlich. Vorschlags- und abstimmungsberechtigt ist die SPÖ-
Fraktion. 
 
Von der SPÖ-Fraktion liegt ein gültiger  Wahlvorschläge für die Nachwahl in den Sozialhilfeverband 
Vöcklabruck vor – abstimmungsberechtigt ist die SPÖ – Fraktion! 
 
Der Bürgermeister lässt über den vorliegenden Wahlvorschlag der SPÖ – Fraktion für die Wahl 
zum Ersatzmitglied im Sozialhilfeverband Vöcklabruck abstimmen:  
 
Ersatzmitglied: 
Oskar Resch 
 
Abstimmungsergebnis der SPÖ - Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des 
Wahlvorschlages 
 
 
 

09. Verlegung des Schutzweges auf der B151 - Atterseestraße 
 
Beschlussfassung betreffend die Verlegung des Schutzweges B 151 Atterseestraße von 
Angelsport „Nagl“ Richtung „Raiffeisenbank 
 
Durch Ersuchen der Gemeinde den Schutzweg auf der B151 Atterseestraße nähe Angelsport „Nagl“ 
Richtung „Raiffeisenbank“ zu verlegen (Siehe Plan des Landes OÖ), hat das Land OÖ zugestimmt und 
beteiligt sich zu 50% an den Kosten für die Schutzwegbeleuchtung. Die Herstellung des Schutzweges 
incl. Grabungsarbeiten werden von der Straßenmeisterei durchgeführt. 
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses der Verlegung des 
Schutzweges lt. der vorliegenden Planung der Landesstraßenverwaltung und der Kostenteilung 
zuzustimmen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 

10. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung Nr. 100 „Urban“ 
 
Beschlussfassung betreffend die Umwidmung des Grundstückes Nr. 2017/8 KG Seewalchen 
von Grünland „Land- u. Forstwirtschaft, Ödland“ auf Bauland „Wohngebiet“. (Seeuferbereich in 
der Nähe des Kinderbades) 
 
Mit Schreiben vom 17.05.2017 wurde von Herrn DI Veit Urban um Änderung von Grundstücken gemäß 
§ 9 OÖ. BauO 1994 idgF. angesucht. Dabei wurde ein Irrtum bzw. „Planungsfehler“ im rechtskräftigen 
Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004 festgestellt. 
Auf Grund der Geringfügigkeit (ca. 50 m²) sowie einer zukünftigen Übereinstimmung mit dem rechts-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“ soll eine Richtigstellung bzw. Flächenwidmungs-
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planänderung von Gz1 auf Bauland „Wohngebiet“ durchgeführt werden. Eine Änderung des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes ist nicht erforderlich.  
Aus ortsplanerischer Sicht wird dem Gemeinderat empfohlen auf Grund der Dringlichkeit die Änderung 
(Planungsfehler) als Einzelverfahren durchzuführen.  
 
GR Dr. Vogel verlässt vor der Abstimmung den Sitzungssaal und nimmt an dieser Abstimmung somit 
nicht teil! 
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
die vorliegende Flächenwidmungsplanänderung (Urban Promenade) aufgrund der positiven 
Stellungnahme endgültig zu beschließen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

 
11. Bebauungsplan „Haining 2“ 
 
Grundsatzbeschlussfassung betreffend der Verlegung des Umkehrplatzes lt. Gutachten vom 
Ortsplaner im Ausmaß von 5x10 Meter auf das Grundstück 531/2 KG Litzlberg sowie 
Darstellung der Verkehrsfläche im Flächenwidmungsplan. 
 

Herr/Frau Alois und Theresia Dachs, Seewalchen am Attersee, Haining 1, haben mit Eingabe vom 
23.08.2012 um Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 16 „Haining 2“ angesucht. 
Beantragt ist die Verlegung des laut bestehenden Bebauungsplanes inmitten der „Siedlung“ 
geplanten Park- bzw. Umkehrplatzes an den Siedlungsrand. 
Von Seiten der Ortsplanung spricht nichts gegen die Verlegung des Umkehrplatzes zum Ende der 
Siedlungsstraße, wobei die Größe entsprechend der Norm für LKW mit 10 m Länge zu errichten ist 
und die Straßenverlängerung eine Mindestbreite von 5,00 m zu beantragen hat. 

 
 

Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
der Verlegung des Umkehrplatzes lt. Gutachten vom Ortsplaner im Ausmaß von 5x10 Meter auf 
das Grundstück 531/2 KG Litzlberg zuzustimmen und diese Fläche als Verkehrsfläche im 
Flächenwidmungsplan darzustellen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 

12. Bebauungsplan Promenade 
 
Grundsatzbeschlussfassung betreffend der vorliegenden Änderung im Flächenwidmungsplan, 
ÖEK und Bebauungsplan „Promenade“. 
 

Gemäß § 36 Abs. 4 OÖ. ROG 1994 idF wurden die von der beabsichtigten 
Bebauungsplanerstellung betroffenen Dienststellen (Behörden) mit Schreiben der 
Marktgemeinde Seewalchen am Attersee vom 18.07.2017 nachweislich verständigt und die 
Gelegenheit zur Stellungnahme eingeräumt. 
 
Weiters wurden gemäß § 36 Abs. 4 OÖ. ROG 1994 idF die von der beabsichtigten 
Bebauungsplanerstellung Betroffenen mit Schreiben der Marktgemeinde Seewalchen am 
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Attersee vom 18.07.2017 nachweislich verständigt und die Möglichkeit zur Abgabe  von 
Anregungen und Einwendungen eingeräumt.   
 
In der Folge sind mehrere Stellungnahmen zur geplanten Bebauungsplanerstellung bei der 
Behörde eingelangt, welche dem Ortsplaner zur Stellungnahme übermittelt wurden. 
 
Nach eingehender Beratung wird einvernehmlich nachstehendes festgelegt:   

- auf die Ausweisung öffentlicher Verkehrsfläche Promenade soll keinesfalls verzichtet werden 
(Begründung: Radwanderweg, Zufahrt zum Strandbad sowie für Feste und Feiern, Feuerwehr- 
u. Müllabfuhrzufahrt, Winterdienst, Einsatzfahrzeuge - Berechtigte) 

- die Ausweisung „Weltkulturerbe Pfahlbauten, Bereich zur Errichtung von Pfahlbauten wird 
zurückgenommen und wie bisher Gz 5 ausgewiesen 

- das Grundstück Nr. 3084/12, KG. Seewalchen soll wie geplant als öffentliche Nutzung dargestellt 
bleiben 

- Abstände 6 m Baufluchtinien bei Grundstücken Nr. 5,6,7,13,14 und 15 (Forderung Naturschutz) 
- beim Grundstück Nr. 2038/3, KG. Seewalchen (Sommerauer) ist eine Ausweisung einer 

bebaubaren Fläche aufgrund einer grundbücherlich gesicherten Aufschließung in nördlicher 
Richtung zur Atterseestraße B 151 möglich (keinesfalls Aufschließung über die Promenade) 

 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
die vorliegende Änderung im Flächenwidmungsplan, ÖEK und Bebauungsplan „Promenade“ 
grundsätzlich zu beschließen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 

13. Bebauungsplan „Rosenau – Öko Siedlung“ 
 
Beschlussfassung betreffend des Bebauungsplanes „Öko – Siedlung Rosenau“. 
 
Die GSG hat mit Eingabe vom 10.05.2017 um Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 
46“Ökosiedlung“ angesucht. Der Wunsch wird dahingehend begründet, dass aufgrund der Empfehlung 
des Amtes der oö. Landesregierung eine Tiefgarage geplant ist. Teilweise soll anstelle von 
Doppelhäusern Mehrgeschoßwohnblöcke errichtet werden. 
Die Neusituierung der Straße soll mittels Grundtausch ohne Verrechnung etwaiger Mehr- oder 
Minderflächen erfolgen. Dafür beteiligt sich die GSG mit 50 % an den Infrastrukturkosten (Asphaltierung, 
Straßenentwässerung, Straßenbeleuchtung, ev. Zu ergänzender Unterbau etc.) 
Grundsatzbeschluss des Gemeinderates vom 29.06.2017 
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 

den vorliegenden Bebauungsplan „Öko – Siedlung Rosenau“ endgültig zu beschließen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 

14. Bebauungsplan „Autohaus – Legat“ 
 
Beschlussfassung betreffend des Bebauungsplanes „Autohaus – Legat“. 
 
Seitens des Ortsplaners Dipl.-Ing. Erich Deinhammer wurde ein Planentwurf zur Neuerstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 63 „Autohaus Legat“ mit Datum vom 29.08.2017 erstellt. 
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Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
den vorliegenden Bebauungsplan „Autohaus – Legat“ endgültig zu beschließen. 
 
GR.Dr. Gierlinger erklärt sich bei diesem Tagesordnungpunkt der Stimme zu enthalten, da er ein 
Problem mit der nachträglichen Genehmigung habe. Vorher widerrechtlich an die falsche Seite und an 
die Grundgrenze zu bauen und dann nachträglich zu genehmigen sei für ihn ein Präzedenzfall.  
 
GR.Dr.Vogel erklärt, sich ebenfalls aus diesen Gründen seiner Stimme zu enthalten. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12 

Bgm. Mag.Reiter, Gaisbichler, 
Kitzberger, Filimon, Ing. Mayrhofer, 
Seiringer-Gaubinger, Bauer, Muhr, 
Reiter P., Dr. Geist-Krojer, Moser, 
Egger. 

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion:   

Stimmenthaltungen 5 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Dr. Vogel 

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 4  

 
 
 

15. Ortsentwicklung – Dringlichkeitsantrag 1 
 
Grundsatzbeschlussfassung „fahrradfreundliche Gemeinde“ und Nominierung eines 
Radfahrbeauftragten 
 
Aufgrund der Teilnahme der Marktgemeinden Seewalchen und Schörfling an der Landesaktion 
„Radfahrberatung“ und der dabei erarbeiteten Ergebnisse soll ein Grundsatzbeschluss gefasst werden, 
die Gemeinde in Richtung „Fahrradfreundlichkeit“ zu entwickeln und einen Radfahrbeauftragten zu 
nominieren. 
 

Der Gemeinderat möge folgenden Grundsatzbeschluss zum Radverkehr in der 
Gemeinde treffen: 
 

 Der Radverkehrsanteil in Seewalchen am Individualverkehr soll deutlich gesteigert werden! 
 

 Dieses Ziel soll durch die Schaffung fahrradfreundlicher Infrastruktur, Bereitstellung von 
Budgetmittel und bewusstseinsbildender Maßnahmen erreicht werden: 

 
- Fixe Budgetmittel von l€/EW jährlich bis auf Widerruf 

 
- Durchgängige Radverbindungen vom Ortszentrum in Siedlungen außerhalb bzw. 

Nachbargemeinden nach Maßnahmenplan der Fahrradberatung: 
 

1. Radweg Ortszentrum-Rosenau 
2. Alternativradweg Gerlham (Gerlhamer Bach) 
3. Karl Häupl Weg bis Steindorfer Straße 
4. Friedhof Promenade (Tankstelle) 
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- Sukzessiver Ausbau der Fahrradabstellplätze 
 

 Bei Planung von Infrastrukturprojekten und ähnlichen baulichen Maßnahmen muss der 
Radverkehr mitberücksichtigt werden und der Radfahrbeauftragte miteingebunden werden. 

 
- z.B. überdachte Fahrradabstellplätze bei Bushaltestellen (50% Förderung Land) 

 
- Radwege, Radfahrstrassen, Radfahrstreifen, Beschilderung/Markierung beim 

Straßenbau/Neugestaltung miteinplanen 

 
- Fixe verpflichtende Fahrradstellplätze bei Mehrparteienneubau und Verankerung in 

Bebauungsplänen 
 

 Projekte für die Radinfrastruktur mit Nachbargemeinden abstimmen. Promenadenfahrrad-
verbindung Schörfling 

 
 
GR.Ing.Hoyer ist der Meinung, dass die gesamten Maßnahmen im Ausschuss vorberaten gehören und 
findet es eigenartig, einen Dringlichkeitsantrag zu plazieren nur weil der zuständige Gemeinderat in der 
nächsten Sitzung keine Zeit habe. Er sei dagegen einen fixen Budgetansatz für diese Maßnahme zur 
Verfügung zu stellen. Wenn man das anfange, habe man das künftig auch bei jeder Kleinigkeit. Des 
weiteren lade er ein, die Angelegenheit in der nächsten Ausschussitzung zum Hauptthema zu machen. 
Es sei ja allen bekannt, dass er im Masterplan schon alle möglichen Initiativen gelegt habe um diese 
Brückensituationen in den Griff zu bekommen. Er habe Teile der Angebote schon im Haus und werde 
das in den nächsten Tagen vervollständigen. Dann könne man über die Prüfungssituation oberhalb der 
Agerbrücke im Detail diskuitieren. Er sei sehr grundsätzlich dafür, sage aber nein zu Budgetmittel.  
 
Der Bürgermeister versteht zwar die Bedenken meint aber, dass 1 Euro pro Einwoner ein 
überschaubarer Betrag sei und er glaubt, dass im Budget heuer schon € 3.000,--  für diesen Zweck 
enthalten sind. Er sagt, er hat sich beim Workshop auch gegen diesen 1 Euro pro Einwohner 
ausgesprochen, glaubt aber, dass man sich das leisten könne. Wenn sich jemand wie GR. Dr.Gierlinger 
sehr interessiert mit der Thematik auseinander gesetzt hat, sei dieser auch prädistiniert, diese Aufgaben 
zu übernehmen. 
 
EG.Gaisbichler sieht die Angelegenheit auch nicht dringlich, aber wenn sich jemand dieser Themen 
annehme und Ideen einbringe, dann ist das eine gute Sache.  
 
GR.Dr.Gierlinger dankt für die Unterstüzung und sagt zum Dringlichkeitsantrag, dass er bereits  bei der 
letzten Gemeinderatssitzung ein Schreiben mit der Bitte um Durchsicht an alle Fraktionsobleute 
ausgehändigt habe. Seine Intension sei es gewesen,  alle zu informieren. Er habe leider keine Rück-
meldungen erhalten. Die Dringlichkeit sei deswegen entstanden weil er mit der Nachbargemeinde 
Schörfling gute Verbindung habe und das gemeinsam Projekt im Frühling starten möchte. 
 
GV.Ing.Berger hat kein Problem mit diesem Dringlichkeitsantrag und betont, dass es nicht so sei, dass 
sich niemand rückgemeldet habe. Man wisse schon seit Langem, dass man in Seewalchen in dieser 
Hinsicht ein gewisses Defizit habe. Man brauche jemanden der die Gemeinde in dieser wichtigen 
Angelegenheit vertrete. 
  
GR.Kaniak sagt, man kann bei jedem Thema Beauftragte nominieren – Bäderbeauftragter 
Klimbeauftragter usw. Jeder Aktivist ist herzlich willkommen, nur die Gemeinde hat Gremien und 
Sachgebiete, die klar definiert seien, wo die Aufgaben liegen. Wenn man nun Strukturen schaffe, die 
parallel zu den Ausschüssen laufen, sei das nicht effizient. Die Personen sollen den Input in die 
Ausschüsse geben um dann im Gemeinderat eine Mehrheit zu finden.  
 
GR.Dr.Gierlinger  meint es wäre gut gewesen wenn Herr Kaniak bei dem workshop dabei gewesen wäre, 
denn es war die Empfehlung dieses Gremiums – es sei nicht seine Idee gewesen. Er würde sich gerne 
zur Verfügung stellen, Vorschläge zu machen und soszusagen den Stein des Anstoßes liefern. 
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GR.Ing.Hoyer hält mit Nachdruck fest, dass er schon reagiert und betont habe, dass die Angelgenheit in 
den Ausschuss gehöre. Er hoffe auf eine konstruktive Zusammenarbeit im Ausschuss. 
 
GV.Hemetsberger R. schließt sich Ing.Hoyers Meinung an und hebt hervor, dass es die Arbeit der 
Ausschüsse sei, Sachen vorzubereiten und dem Gemeindrat zur Beschlussfassung vorzulegen. 
 
GV.Ing.Berger glaubt, dass es hier Auffassungsunterschiede gibt. Es gehe nun grundsätzlich darum, 
dass man sich dazu bekenne. Selbstverständlich müssen die Themen dann in den Fachgremien 
behandelt werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, 
den vorliegenden Grundsatzbeschluss zu fassen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten 1. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 4  

 

Stimmenthaltungen 7 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag, 
Herrn Dr. Gierlinger zum Radfahrbeauftragten der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee zu 
bestellen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten 2. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 6 
VzbgmIn. K. Hemetsberger, DI Hoyer, 
R. Hemetsberger, Schmuck, 
Grubinger, Leeb-Dorfer 

   GRÜNE-Fraktion: 4  

      

Stimmenthaltungen 1 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 1 Mag. Kaniak 

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
 
16. Allfälliges: 
 
GR.Ing. Hoyer fragt bezüglich des bei der Fraktionssitzung aufgelegenen Prüfberichtes zum 
Rechnungsabschluss, aus dem nicht hervorgehe, welcher Ausschuss das wann erarbeitet habe. Die 
Zahlen seien ihm auch völlig unklar. 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 08.02.2018                                                                                   Seite 21 von 22 
 
 

AL. Binder anwortet, dass es sich dabei um den Prüfbericht der Aufsichtsbehörde (Bezirkshauptmann-
schaft) handelt, welcher den Fraktionen zur Kenntnis zu bringen ist. 
 
GR.Dr.Lamatsch spricht widerrum die Parksituation beim Schulweg an. Sie weist auch auf 
ausgefallene Schutzwegbeleuchtung beim Billa hin. Von Steindorf kommend sei die Lampe so 
angebracht, dass man das Schild nicht einsehen könne. Sie bittet um Optimierung, zumal es sich ja 
auch um einen Schulweg handelt. 
 
Der Bürgermeister ersucht, mit derartigen Sachen nicht auf die Gemeinderatssitzung  zu warten 
sondern gleich beim Gemeindeamt anzurufen. 
 
GR.Ing.Hoyer erwähnt, dass im  März 2017 einstimmig beschlossen wurde, bei den Fußgängerüber-
gängen eine Verbesserung der Sicherheit zu erreichen und die Pflöcke zu versetzen – geschehen sei  
innerhalb 1 Jahres nichts. 
 
Der Bürgermeister antwortet,  dass die Straßenmeisterei dafür zuständig ist und scheinbar so viel 
Arbeit habe. 
 
GR.Grubinger spricht widerrum das Problem Querungsrillen Steindorfer Kreuzung (Kraimstalstraße) 
an. Er sagt, dass sich die Querrillen verändern und besser wieder zugemacht werden sollen. 
 
Vizebürgermeisterin Hemetsberger K. sagt dazu, dass sehr viele Fahrzeuge, auch Busse den 
Querrillen ausweichen und mehr Kontrolle wünschenswert wäre. 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung  
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 14.12.2017 wurden keine Einwendungen erhoben.  
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:55 Uhr.  
  
 
 
 

Der Schriftführer:                    Der Vorsitzende:  
 
 
  
........................................................             ........................................................  
         (AL Manfred Binder )                   (Bgm. Mag.Reiter Johann)  
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom 
12.4.2018 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 
54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.  
  

 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
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Für die SPÖ-Fraktion:                 Für die ÖVP-Fraktion:  

 
  
  
........................................................              ........................................................  

(GV. Ing. Kurt Berger)                    (GV. Markus Kitzberger)  
 
  

 
Für die FPÖ-Fraktion:                  Für die GRÜNE-Fraktion:  

 
 
  
........................................................              .......................................................  

(GV. Rudolf Hemetsberger)               (GV. Claudia Hauschildt-Buschberger) 
  

 


